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Prof. Dr. Renate Köcher

Institut für Demoskopie Allensbach

Das Unbehagen wächst

Der derzeitige selektive Lockdown wird von

der Mehrheit der Bürger als gravierender Ein-

griff in das eigene Leben empfunden. 59 Pro-

zent ziehen die Bilanz, dass der Staat zurzeit

stark oder sogar sehr stark in ihr Leben ein-

greift. Das sind weniger als im Frühjahr, als

68 Prozent die Auswirkungen der Maßnahmen

auf das eigene Leben als erheblich bewerteten;

berücksichtigt man, dass diesmal die Schulen

und Kinderbetreuungseinrichtungen wie auch

die meisten Einkaufsstätten geöffnet sind, ist

der Anteil jedoch bemerkenswert groß. Insbe-

sondere die junge Generation empfindet die

Einschränkungen als gravierend, am wenig-

sten die 60-Jährigen und Älteren, von denen

viele auch abseits der aktuellen Krise zurück-

gezogener leben als die jüngere und mittlere

Generation. 

Diejenigen, die die Eingriffe des Staates als

gravierend einstufen, bewerten die Maßnah-
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men diesmal kritischer als im Frühjahr. Da-

mals hielt sie die Mehrheit für angemessen,

nur jeder Dritte aus diesem Kreis für überzo-

gen. Aktuell halten sich beide Positionen an-

nähernd die Waage.

Es ist nicht nur Ermüdung nach dem Dreivier-

teljahr, das ganz im Zeichen der Krise stand.

Die Mehrheit tut sich auch schwer, die Ratio

der Beschlüsse im Einzelnen zu verstehen. Für

zwei Drittel macht es teilweise keinen Sinn,

was in manchen Bereichen erlaubt und in an-

deren untersagt wird; entsprechend empfinden

sie die Regelungen teilweise als willkürlich

und damit nicht nachvollziehbar. Diese Kritik

wird quer durch alle politischen Lager von der

Mehrheit geäußert und überdurchschnittlich

von denjenigen, die sich zurzeit durch die

staatlichen Maßnahmen stark eingeschränkt

fühlen.

Dies ist nicht als Forderung nach raschen Lok-

kerungen zu interpretieren. Die große Mehr-

heit trägt die meisten Einschränkungen auch

jetzt mit. Aber viele haben Mühe, eine durch-

gängige Leitlinie zu erkennen, die auf ähnli-
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che Sachverhalte auch ähnliche Regelungen

anwendet. Entsprechend wird eine Überprü-

fung der Verhältnismäßigkeit einzelner Ein-

schränkungen durch die Gerichte gutgeheißen.

64 Prozent der Bürger begrüßen es, dass Ge-

richte die staatlichen Maßnahmen überprüfen,

nur 13 Prozent möchten die Gewaltenteilung

in der Krisensituation generell aushebeln.

Wenn die Überprüfung durch Gerichte streitig

gestellt und argumentiert wird, dass dies zur

Verunsicherung und einem Vertrauensverlust

in Bezug auf das Krisenmanagement der Re-

gierung führt – ein Argument, das in den letz-

ten Wochen öfter vorgebracht wurde –, schlie-

ßen sich 29 Prozent dieser Position an; die

Mehrheit bleibt jedoch bei der Überzeugung,

dass es zu jeder Zeit möglich sein muss, auch

in der aktuellen Krise, Gerichte anzurufen und

eine Überprüfung der Verhältnismäßigkeit

von Regierungsmaßnahmen zu verlangen. 

Trotz aller Irritationen und dem Unverständnis

im Detail findet das Krisenmanagement der

Regierung nach wie vor bei der großen Mehr-

heit Anerkennung, wenn auch mit sinkender
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Tendenz. 63 Prozent bewerten die Bilanz der

Regierung positiv – von einem solchen Rück-

halt konnte die Koalition vor der Krise nur

träumen. Trotzdem ist nicht zu übersehen,

dass die Zustimmung erodiert. Im Frühjahr

und Sommer oszillierte die Zustimmungsrate

stets in dem engen Korridor zwischen 73 und

78 Prozent. Im Oktober ging sie auf 65 Pro-

zent zurück, in der ersten Novemberhälfte auf

63 Prozent. Gegenläufig nahm der Anteil der

Kritiker von 15 auf 28 Prozent zu. Überdurch-

schnittlich kritisch fällt die Bilanz in Ost-

deutschland, in den schwächeren sozialen

Schichten und bei denjenigen aus, die sich

durch die staatlichen Maßnahmen stark einge-

schränkt fühlen. 

Österreich hat aufgrund seiner im Vergleich

zu Deutschland extrem hohen Infektionszah-

len einen neuerlichen, nahezu vollständigen

Lockdown verhängt, mit ähnlichen Einschrän-

kungen, wie sie im Frühjahr auch in Deutsch-

land ergriffen wurden. Immerhin 45 Prozent

der Bürger fürchten, dass auch in Deutschland

ein weitgehender Lockdown wie im März/

April erfolgt, wenn die Infektionszahlen wei-
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ter steigen. 39 Prozent vertreten die Gegenpo-

sition und halten solche massiven Einschrän-

kungen auch bei steigenden Infektionszahlen

nicht für notwendig, da man seither viel dazu-

gelernt hat und gezielter agieren kann. Auch

dieser annähernde Gleichstand zeigt, dass sich

die Ausgangslage für die Politik deutlich ver-

ändert hat und eine breite Akzeptanz nicht

mehr in dem Maße gesichert ist wie zu Beginn

der Krise. 

Interessant ist jedoch, dass die Unterstützer ei-

nes härteren Lockdowns im Falle von weiter

zunehmenden Infektionen weitaus mehr als

die Vertreter der Gegenposition den Eindruck

haben, dass sie ihre Meinung frei äußern kön-

nen. 70 Prozent derjenigen, die eine Verschär-

fung des Lockdowns bei steigenden Zahlen

für notwendig halten, sind überzeugt, dass

man seine Meinung zur Situation und dem Re-

gierungshandeln frei äußern kann, dagegen

nur 47 Prozent derjenigen, die eine Verschär-

fung für nicht notwendig halten. 

Insgesamt sieht die Mehrheit, 58 Prozent der

Bevölkerung, keinen Anlass, mit der eigenen

Meinung hinter dem Berg zu halten. 31 Pro-

zent haben dagegen den Eindruck, man müsse
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mit Kommentaren zur Lage und zum Regie-

rungshandeln vorsichtig sein. Diese Überzeu-

gung ist ausgeprägt schichtgebunden und vor

allem in den schwächeren sozialen Schichten

weit verbreitet. Bemerkenswert ist, dass die

Zuversicht, dass man seine Meinung freimütig

äußern kann, seit dem Frühjahr von 65 auf 58

Prozent zurückgegangen ist. Hier spielt sicher

auch eine Rolle, dass der Konsens der Bevöl-

kerung im Frühjahr denkbar breit war und ent-

sprechend kontroverse Diskussionen weitaus

weniger wahrscheinlich, als dies heute der

Fall ist. 

Was sich seit Sommer auch zumindest teil-

weise verändert hat, ist das Verständnis für

eine regionale Steuerung der Maßnahmen, ab-

hängig vom jeweiligen Infektionsgeschehen in

der Region. Im Sommer gab es in dieser Frage

einen denkbar breiten Konsens. 71 Prozent der

Bürger hielten die Strategie, minimal invasive

Einschränkungen von der regionalen Infekti-

onsrate abhängig zu machen, für sinnvoll.

Auch jetzt unterstützt die Mehrheit diese Stra-

tegie, aber nicht mehr über 70, sondern nur

noch 55 Prozent. Der Anteil der Kritiker die-
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ser Vorgehensweise ist von 19 auf 27 Prozent

gewachsen, der Kreis der Verunsicherten von

10 auf 18 Prozent. 

Dies hat auch mit Orientierungsschwierigkei-

ten zu tun, was gerade wo gilt. Zwei Drittel

der Bürger haben den Eindruck, dass sie all-

mählich den Überblick verlieren, welche Maß-

nahmen und Einschränkungen in ihrer Region

gelten. Auch hier klagen überdurchschnittlich

die schwächeren sozialen Schichten über Ori-

entierungsprobleme. 

Die Unübersichtlichkeit, die natürlich auch

durch das zeitliche Verfallsdatum von Frei-

heitsspielräumen und Einschränkungen beför-

dert wird, durch die in immer kürzeren Ab-

ständen wechselnden Beschlüsse, verstärken

das Bedürfnis nach einheitlichen Regeln und

Beschlüssen. Noch im September unterstützte

eine relative Mehrheit von 45 Prozent ein un-

terschiedliches Vorgehen der verschiedenen

Bundesländer. 42 Prozent votierten zu diesem

Zeitpunkt für ein bundesweit einheitliches

Vorgehen. Diese Position hat an Unterstüt-

zung gewonnen, während der Rückhalt für
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länderspezifische Regelungen von 45 auf 36

Prozent zurückgegangen ist. 

Dabei findet das Krisenmanagement der eige-

nen Landesregierung ähnlich viel Anerken-

nung wie das der Bundesregierung. 63 Pro-

zent ziehen eine positive Bilanz für die Politik

auf Bundesebene, 60 Prozent für das Krisen-

management der eigenen Landesregierung.

Ost und West unterscheiden sich in dieser Be-

wertung nur marginal wie auch politisch in-

teressierte und weniger interessierte Bevölke-

rungskreise. 

Damit geht der sinkende Rückhalt für landes-

spezifische Lösungen nicht auf wachsende

Kritik am konkreten Handeln der Landesre-

gierungen zurück, sondern in erster Linie auf

das weit verbreitete Gefühl einer großen Un-

übersichtlichkeit. Aber die föderalen Struktu-

ren sind in den letzten Monaten auch immer

wieder kritisiert und als "Flickenteppich" ab-

gewertet worden. Blickt man über die Gren-

zen hinaus auf Nachbarländer, die wesentlich

stärker zentralistisch organisiert sind wie

Frankreich oder Großbritannien, so spricht ei-

gentlich wenig für die Überlegenheit zentrali-

stischer Systeme – in der Krise wie außerhalb.
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aber er bewahrt Deutschland weitaus besser

davor, regional unterschiedliche Bedingungen

und Befindlichkeiten zu übersehen. Die Kla-

gen aus den französischen Departements fern

ab von Paris über die unzureichende Berück-

sichtigung ihrer spezifischen Situation zeigen

diese Schwachstelle zentralistischer Staaten.

Eine fruchtbare Kooperation von Ländern und

Bundesebene, die auch von den Bürgern so er-

lebt wird, setzt klare und transparente Leitlini-

en voraus, was am besten zentral und was auf

Landes- oder sogar regionaler Ebene entschie-

den und gesteuert werden kann. Diese Klarheit

fehlt, auf nationaler wie auf europäischer Ebe-

ne, denn auch die EU ist ein föderales System,

bleibt aber eine systematische Analyse und

Diskussion schuldig, was am besten europä-

isch und was national zu regeln ist. Klar und

nachvollziehbar organisiert und kommuni-

ziert, haben föderale Systeme neben ihrer Bür-

gernähe und besseren Kenntnis regionaler Be-

sonderheiten großes Potential für Vertrauens-

bildung und Stabilisierung. 
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U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre in
der Bundesrepublik Deutschland

Anzahl der Befragten: 1286

Befragungszeitraum: 1.11. bis 11.11.2020

Methode: Repräsentative Quotenauswahl

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews
(face-to-face)



 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Einschränkungen treffen überdurchschnittlich
die Jüngeren

FRAGE: "Was würden Sie sagen: Wie stark greift der Staat derzeit in Ihr 
persönliches Leben ein? Würden Sie sagen ..."

Bevölkerung Altersgruppen
insgesamt

------------------------ ----------------------------------------------
Mai November 16-29 30-44 45-59 60 Jahre

2020 2020 u.ä.
% % % % % %

"sehr stark" ................24 ............20 31.........22..........19...........13

"stark" ........................44 ............39 40.........39..........45...........35

"weniger stark"...........20 ............30 23.........29..........24...........38

"kaum bzw. gar nicht" ..9 ..............9 4...........8............8...........13

Unentschieden.............3 ..............2 2...........2............4.............1
                                    
100 100 100 100 100 100

QELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12025, November 2020



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Besonders Betroffene sehen die Maßnahmen
kritischer als im Frühjahr

FRAGE: "Was würden Sie sagen: Wie stark greift der Staat derzeit in Ihr 
persönliches Leben ein? Würden Sie sagen ..."

Falls: "sehr stark" oder "stark":

FRAGE: "Und greift der Staat Ihrer Meinung nach zu stark in Ihr Leben ein, oder 
 ist das in der jetzigen Situation angemessen?"

Bevölkerung
insgesamt

-------------------------
Mai November

2020 2020

% %

"sehr stark" .................................................................................24............20
"stark" .........................................................................................44............39

Zu stark ....................................................................23..............26
Angemessen ............................................................37..............26
Unterschieden ............................................................8................7

"weniger stark" ...........................................................................20 ............30
"kaum bzw. gar nicht"...................................................................9 ..............9
Unentschieden .............................................................................3 ..............2

            
100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 8239 (tel.), 12025



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Viele attestieren Willkür bei den 
Maßnahmen

FRAGE: "Jemand sagte neulich über die aktuellen Corona-Regelungen: 'Wenn 
 ich mir anschaue, was in manchen Bereichen erlaubt ist und was in 
 anderen Bereichen verboten ist, dann macht es für mich oft keinen Sinn.
 Die Regelungen wirken auf mich oft willkürlich und nicht 
 nachvollziehbar.' 
 Sehen Sie das auch so, oder sehen Sie das nicht so?"

Bev. Anhänger der Staat schränkt
insg. ------------------------------------------------ persönl.Leben

(sehr) stark ein
CDU/ SPD FDP B.90/ Die AfD
CSU Grüne Linke

% % % % % % % %

Sehe ich auch so ..66 52 ......75 ....75 ......65 ......82 .....99 74

Sehe ich nicht so...19 26 ......15 ......9 ......18 ......16 .......1 15

Unentschieden ......15 22 ......10 ....16 ......17 ........2 .......x 11
                                                
100 100 100 100 100 100 100 100

x=unter 0,5 Prozent

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12025, November 2020



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Gerichtliche Überprüfung wird von den
meisten befürwortet

FRAGE: "Mehrere Gerichte haben entschieden, dass das sogenannte 
Beherbungsverbot, also dass Reisende aus Risikogebieten in 
bestimmten Bundesländern nicht beherbergt werden dürfen, nicht 
zulässig ist. Darüber unterhalten sich hier zwei. Wer von beiden sagt 
eher das, was auch Sie denken?"

 
Bevölkerung
insgesamt

%

"Ich finde es gut, dass die Gerichte in einigen
 Bundesländern das Beherbergungsverbot
 überprüft und entschieden haben, dass es nicht
 verhältnismässig ist. Genau das ist die Aufgabe
 der Gerichte, nämlich zu überprüfen, wieweit
 Regierungshandeln zulässig ist." ......................................56

"Das sehe ich anders. Ich finde es schädlich,
 wenn Gerichte Maßnahmen, die die Regierung
 zur Bekämpfung der Krise beschlossen hat,
 widerrufen. Das verunsichert die Leute und
 untergräbt das Vertrauen in die Regierung .......................29

Unentschieden ...................................................................15
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12025, November 2020



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Krisenmanagement der Bundesregierung

FRAGE: "Wie bewerten Sie speziell die Arbeit der Bundesregierung in der 
Corona-Krise? Würden Sie sagen, die Bundesregierung leistet hier ..."

Bev. Ost- Sozioökonomischer Staat schränkt
insg. deutsch- Status persönliches

land Leben (sehr)
stark ein

----------------------------
niedrig mittel hoch

% % % % % %

"sehr gute
Arbeit" .....................12 7 9.........12.......15 10

"gute Arbeit" ............51 45 47.........52.......51 42

"weniger gute
Arbeit" .....................19 24 25.........17.......19 26

"gar keine
gute Arbeit" ...............9 13 9.........10.........7 13

Unentschieden ..........9 11 10...........9.........8 9
                                    
100 100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12025, November 2020



 

Tabelle A 6
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Massiver Lockdown bei steigenden 
Infektionszahlen nötig?

FRAGE: "Wenn die Infektionszahlen in Deutschland weiter steigen: Glauben Sie, 
dass es dann notwendig ist, das öffentliche Leben und die Wirtschaft 
bundesweit noch einmal so stark einzuschränken wie im Frühjahr, oder 
hat man aus den Erfahrungen des Frühjahrs so viel gelernt, dass man 
solche massiven Einschränkungen nicht braucht?"

Bevölkerung 
insgesamt

%

Bundesweite Einschränkungen notwendig.....................................45

Braucht solche Einschränkungen nicht ..........................................39

Unentschieden................................................................................16
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12025, November 2020



 

Tabelle A 7
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre
Wer für schärfere Maßnahmen ist, fühlt sich in
seiner Meinungsfreiheit weniger einge-
schränkt

FRAGE: "Haben Sie den Eindruck, dass man in der jetzigen Situation frei seine 
Meinung sagen kann, wie man über die Situation und die politischen 
Maßnahmen denkt, oder muss man da vorsichtig sein?"

Bev. Sozioökonomischer Bundesweite
insg. Status Einschränkungen

------------------------------- -----------------------------
niedrig mittel hoch notwendig nicht not-

wendig

% % % % % %

Kann frei seine
Meinung sagen ...........58 45.........57 ........72 70 ..............47

Muss vorsichtig
sein .............................31 40.........32 ........20 21 ..............44

Unentschieden............11 15.........11 ..........8 9 ................9
                                    
100 100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12025, November 2020



 

Tabelle A 8
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Orientierungsprobleme

FRAGE: "Neulich sagte jemand: 'Man verliert allmählich den Überblick darüber, 
welche Maßnahmen und Einschränkungen in der eigenen Region 
gelten und was verboten oder erlaubt ist.' Geht Ihnen das auch so, oder 
geht Ihnen das nicht so?"

Bevölkerung Sozioökonomischer
insgesamt Status

-----------------------------------
niedrig mittel hoch

% % % %

Geht mir auch so .....................67 74............66...........59

Geht mir nicht so......................26 18............28...........32

Unentschieden...........................7 8..............6.............9
                        
100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12025, November 2020



 

Tabelle A 9
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Rückhalt für länderspezifische Regelungen
nimmt ab

FRAGE: "Die Corona-Infektionszahlen unterscheiden sich ja in den verschiedenen
Bundesländern zum Teil deutlich voneinander, und die Bundesländer 
haben unterschiedliche Strategien und Regeln, mit dem Infektionsge-
schehen umzugehen. Finden Sie es richtig, dass die Bundesländer hier 
unterschiedliche Strategien verfolgen, oder sollte die Bekämpfung der 
Pandemie bundesweit mit einer einheitlichen Strategie und einheitlichen
Regeln erfolgen?"

Bevölkerung
insgesamt

----------------------
Sept. Nov.
2020 2020

% %

Finde es richtig .........................................................45................36

Einheitliche Regeln ..................................................42................47

Unentschieden .........................................................13................17
            
100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 12023, 12025



 

Tabelle A 10
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Weitgehende Zufriedenheit auch mit der Ar-
beit der jeweiligen Landesregierungen

FRAGE: "Viele Corona-Regeln werden ja von den einzelnen Bundesländern 
getroffen. Wie bewerten Sie die Arbeit, die die Landesregierungen Ihres
Bundeslandes bei der Bekämpfung der Corona-Krise leistet? Leistet 
Ihre Landesregierung da ..."

Bevölkerung Politisch -
------------------------ ------------------------------------------
insg. West Ost interessiert nicht interessiert

% % % % %

(Sehr) gute Arbeit ........60.......59 .....62 61........................58

Weniger gute
Arbeit ...........................24.......24 .....23 25........................24

Gar keine gute
Arbeit .............................8.........8 .......8 9..........................7

Weiß nicht, kann
ich nicht beurteilten .......8.........9 .......7 5........................11

                              
100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12025, November 2020



2009: Jahresdurchschnitt .36,0 ...13,5 ..24,0 ....11,5 ...10,5 ......- ....4,5

2010: Jahresdurchschnitt .33,0 ....8,0 ..28,0 ....16,0 ....9,5 ......- ....5,5

2011: Jahresdurchschnitt .33,5 ....5,0 ..28,5 ....19,0 ....7,5 ......- ....6,5

2012: Jahresdurchschnitt .35,5 ....4,5 ..29,0 ....14,5 ....6,5 ......- ...10,0

2013: Jahresdurchschnitt .39,5 ....5,5 ..26,0 ....12,5 ....7,5 ......- ....9,0

2014: Jahresdurchschnitt .40,5 ....4,0 ..26,0 ....10,0 ....8,5 ......6,0 ..5,0

2015: Jahresdurchschnitt .40,0 ....5,0 ..26,0 ....10,0 ....9,0 ......5,5 ..4,5

2016: Jahresdurchschnitt .34,0 ....7,5 ..23,0 ....11,0 ....9,0 .....11,0 ..4,5

2017: Jahresdurchschnitt 36,0 ....9,0...25,0 .....8,5 ....8,5......9,0 ..4,0

2018: Jahresdurchschnitt 31,5 ....9,5...19,0 ....13,0 ....9,5.....13,5 ..4,0

2019: Jahresdurchschnitt 30,0 ....7,5...16,0 ....20,5 ....8,0.....13,0 ..5,0

2020: 9. - 22. Januar ...28,5 ....8,0...14,0 ....23,5 ....8,0.....13,0 ..5,0
1. - 12. Februar...27,5 ....8,0...14,5 ....23,0 ....9,5.....13,0 ..4,5
5. - 18. März......29,0 ....7,0...16,5 ....23,0 ....8,0.....11,5 ..5,0
1. - 15. April.....38,0 ....6,0...16,0 ....19,0 ....7,0......9,0 ..5,0
6. - 14. Mai.......38,0 ....5,5...15,5 ....19,0 ....7,0......9,0 ..6,0
1. - 13. Juni......40,0 ....4,5...16,0 ....18,5 ....7,0......9,5 ..4,5
3. - 16. Juli......38,0 ....5,5...15,5 ....20,0 ....7,5......9,0 ..4,5
5. - 18. August....38,0 ....5,5...17,0 ....19,0 ....7,0......9,0 ..4,5
4. - 16. September 37,0 ....6,0...17,0 ....19,5 ....7,0......9,0 ..4,5
7. - 20. Oktober...35,5 ....6,0...17,0 ....20,0 ....7,0.....10,0 ..4,5
1. - 11. November..37,0 ....6,5...17,0 ....18,0 ....7,5......9,5 ..4,5

Befragt wurden persönlich-mündlich insgesamt 1.286 Personen
                     

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie, IfD-Umfrage 12025

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen
Gesamtdeutschland

-------------------------------------------------------
CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Sonstige
CSU GRÜNE LINKE
% % % % % % %

Bundestagswahl
27.9.2009 ...............33,8 ...14,6...23,0....10,7 ...11,9......- ....6,0

Bundestagswahl
22.9.2013 ...............41,5 ....4,8...25,7 .....8,4 ....8,6......4,7 ..6,3

Bundestagswahl
24.9.2017 ...............32,9 ...10,7...20,5 .....8,9 ....9,2.....12,6 ..5,2
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vom 18. November 2020, S. 8, unter dem Titel:

"Das Unbehagen wächst. Die Zustimmung zu den 

 Maßnahmen gegen die Corona-Pandemie 

 nimmt ab."
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